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 Finanzausgleichsgesetz 
(FiAG) 

      

 Der Kantonsrat des Kantons Obwalden  

 beschliesst:  

 I.  

 Der Erlass GDB 630.1 (Finanzausgleichsgesetz 
[FiAG] vom 24. März 2017) (Stand 1. August 2020) 
wird wie folgt geändert: 

 

Art.  4 
Ressourcenpotenzial 

  

1 Zur Feststellung der Unterschiede in der finanziellen 
Leistungsfähigkeit der Einwohnergemeinden wird das 
Ressourcenpotenzial pro Einwohner berechnet. 

1 Das Ressourcenpotenzial einer Einwohnergemeinde 
entspricht ihren fiskalisch ausschöpfbaren Ressourcen 
sowie ihren Wasserzinserträgen. Zur Feststellung der 
Unterschiede in der finanziellen Leistungsfähigkeit der 
Einwohnergemeinden wird das Ressourcenpotenzial 
pro Einwohner berechnet. 

 

2 Die Basis für die Berechnung des Ressourcenpotenzi-
als einer Einwohnergemeinde bildet der Ertrag der ein-
fachen Steuer aus der Einkommens-, der Vermögens- 
und der Nebensteuern wie Grundstückgewinn- und 
Handänderungssteuern sowie der Gewinn- und Kapital-
steuern des Kantons. 

2 Die Basis für die Berechnung des Ressourcenpotenzi-
als einer Einwohnergemeinde bildet Das Ressourcen-
potenzial wird berechnet auf der Ertrag der einfachen 
Steuer aus der Einkommens-, der Vermögens- und der 
Nebensteuern wie Grundstückgewinn- und Handände-
rungssteuern sowie der Gewinn- und Kapitalsteuern des 
Kantons.Grundlage: 

 

http://gdb.ow.ch/data/630.1/de
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 a. der Einkommens- und Vermögenssteuern der natürli-
chen Personen gemäss einfacher Kantonssteuer (ein-
schliesslich Aufwandsteuern und Nachsteuern); 

 

 b. der einfachen Steuer auf Kapitalleistungen aus Vor-
sorge; 

 

 c. der Grundstückgewinnsteuern der natürlichen Perso-
nen gemäss einfacher Kantonssteuer; 

 

 d. der Quellensteuern gemäss einfacher Kantonssteuer;  

 e. der Handänderungssteuern;  

 f. der Gewinn- und Kapitalsteuern der juristischen Per-
sonen (einschliesslich Nachsteuern und Grundstück-
gewinnsteuern); 

 

 g. der Wasserzinsen.  

3 Der Ertrag der einfachen Steuer von natürlichen Per-
sonen wird durch die Zahl der Einwohner der Einwoh-
nergemeinde dividiert und mit dem gewichteten, durch-
schnittlichen Steuerfuss aller Einwohnergemeinden 
multipliziert. 

3 Der Ertrag der einfachen Steuer von natürlichen Per-
sonen Steuern gemäss Absatz 2 Buchstaben a bis d 
wird durch die Zahl der Einwohner der Einwohnerge-
meinde dividiert und mit dem gewichteten, durchschnitt-
lichen Steuerfuss aller Einwohnergemeinden multipli-
ziert. Dieses Ergebnis dividiert durch die Zahl der Ein-
wohner der Einwohnergemeinde ergibt das Ressour-
cenpotenzial pro Einwohner. 

 

4 Der Ertrag von juristischen Personen wird durch die 
Zahl der Einwohner der Einwohnergemeinde dividiert 
und auf den Einwohnergemeindeanteil am Ertrag der ju-
ristischen Personen hochgerechnet. 

4 Der Ertrag von juristischen Personen wird der Steuern 
gemäss Absatz 2 Buchstaben e und f sowie die Was-
serzinsen werden durch die Zahl der Einwohner der 
Einwohnergemeinde dividiert und auf den Einwohnerge-
meindeanteil am Ertrag der juristischen Personen hoch-
gerechnet. 

 

5 Massgebend ist der Steuerertrag des aktuellen Rech-
nungsjahrs. 

5 Massgebend istsind der Steuerertrag und der Wasser-
zinsertrag des aktuellen Rechnungsjahrs. 

 

Art.  6 
Berechnung Ressourcenausgleich 
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1 Liegt der Ressourcenindex einer Einwohnergemeinde 
unter der Mindestausstattung, so ist sie ausgleichsbe-
rechtigt. 

  

 1a Die für die Berechnung des Ressourcenausgleichs 
massgebende Einwohnerzahl basiert auf der ständigen 
Wohnbevölkerung sowie dem Bestand an Zweitwoh-
nungen der entsprechenden Einwohnergemeinde. Der 
Zweitwohnungsbestand wird mit 20 Prozent zur mass-
gebenden Einwohnerzahl dazugezählt. 

 

2 Der Ausgleichsbetrag berechnet sich wie folgt: Vom 
Wert der Mindestausstattung je Einwohner gemäss Art. 
3 dieses Gesetzes wird das Ressourcenpotenzial der 
ausgleichsberechtigten Einwohnergemeinde je Einwoh-
ner gemäss Art. 4 Abs. 2 dieses Gesetzes abgezählt; 
das Ergebnis wird mit dem durchschnittlichen nach Ein-
wohnerzahl gewichteten Einwohnergemeindesteuerfuss 
und der Einwohnerzahl der ausgleichsberechtigten Ein-
wohnergemeinde multipliziert. 

2 Der Ausgleichsbetrag berechnet sich wie folgt: Vom 
Wert der Mindestausstattung je Einwohner gemäss Art. 
3 dieses Gesetzes wird das Ressourcenpotenzial der 
ausgleichsberechtigten Einwohnergemeinde je Einwoh-
ner gemäss Art. 4 Abs. 2 dieses Gesetzes abgezähltab-
gezogen; das Ergebnis wird mit dem durchschnittlichen 
nach Einwohnerzahl gewichteten Einwohnergemeinde-
steuerfuss und der Einwohnerzahl der ausgleichsbe-
rechtigten Einwohnergemeinde multipliziert. 

 

3 Übersteigt die Summe des Ausgleichsbetrags für die 
Mindestausstattung von 85 Prozent die Summe von 6 
Millionen Franken, so wird die Mindestausstattung her-
abgesetzt. Die Herabsetzung berechnet sich nach der 
Formel 85 – ( ( ( A / 1 000 000 ) – 6 ) / 2 ), wobei A für 
die Summe des Ausgleichsbetrags bei einer Mindest-
ausstattung von 85 Punkten steht. 

  

 4 Erfolgt eine Kürzung des Ausgleichsbetrags gemäss 
Absatz 3, so wird der gekürzte Ausgleichsbetrag um 
das prozentuale Wachstum des Ressourcenpotenzials 
aller Einwohnergemeinden zum Vorjahreswert erhöht. 
Ist die Veränderung zum Vorjahr negativ, findet keine 
weitere Anpassung des gekürzten Ausgleichsbetrags 
statt. 

 

Art.  7 
Finanzierung des Ressourcenausgleichs 
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1 Liegt der Ressourcenindex einer Einwohnergemeinde 
über 95 Prozent des durchschnittlichen kantonalen Res-
sourcenindexes, so ist sie ausgleichspflichtig. 

1 Liegt der Ressourcenindex einer Einwohnergemeinde 
über 9585 Prozent des durchschnittlichen kantonalen 
Ressourcenindexes, so ist sie ausgleichspflichtig. 

 

2 Der Gesamtbeitrag der ausgleichspflichtigen Einwoh-
nergemeinden in den Ressourcenausgleich entspricht 
der Beitragssumme, die benötigt wird, damit alle Ein-
wohnergemeinden die Mindestausstattung gemäss Art. 
5 dieses Gesetzes erreichen. 

2 Der Gesamtbeitrag der ausgleichspflichtigen Einwoh-
nergemeinden in den Ressourcenausgleich entspricht 
der Beitragssumme, die benötigt wird, damit alle um 
den Ausgleichsbeitrag zu finanzieren. Die ausgleichs-
pflichtigen Einwohnergemeinden die Mindestausstat-
tung gemäss Art. 5 dieses Gesetzes erreichenbeteiligen 
sich im Verhältnis ihrer Ressourcenpotenziale an der Fi-
nanzierung. 

 

3 Der Beitrag der ausgleichspflichtigen Einwohnerge-
meinde richtet sich nach dem Verhältnis der Differenz 
des Ressourcenpotenzials der ausgleichspflichtigen 
Einwohnergemeinden und 95 Prozent des durchschnitt-
lichen Ressourcenpotenzials aller Einwohnergemeinden 
multipliziert mit der Anzahl Einwohner. 

3 Aufgehoben  

Art.  10 
Dotation, Anpassung und Finanzierung des Lastenausgleichs 

  

1 Der Lastenausgleich wird finanziert durch jährliche 
Beiträge des Kantons in der Höhe von 1,4 Prozent des 
Nettoertrags der Staatssteuern samt Nebensteuern, 
mindestens aber mit 1,2 Millionen Franken. 

1 Der Lastenausgleich wird finanziert durch jährliche 
Beiträge des Kantons in der Höhe von 1,4 Prozent des 
Nettoertrags 6 Millionen Franken. Der Betrag ist inde-
xiert, wobei auf die letzte jeweilige Teuerung per No-
vember abgestellt wird (Landesindex der Staatssteuern 
samt Nebensteuern, mindestens aber mit Konsumen-
tenpreise, Basis November 2024). Der Betrag von 1,26 
Millionen Franken darf dabei nicht unterschritten wer-
den, vorbehalten bleibt eine Kürzung aufgrund von Ab-
satz 4. 

 

2 Auszugleichen ist die Unterdeckung, die sich aus der 
Differenz des Normaufwands einer Einwohnergemeinde 
zum Durchschnittsnormaufwand pro Einwohner aller 
Gemeinden, multipliziert mit der Einwohnerzahl der aus-
gleichsberechtigten Einwohnergemeinde, ergibt. 

2 Auszugleichen ist die Unterdeckung, die sich aus der 
Differenz des Normaufwands einer Einwohnergemeinde 
zum Durchschnittsnormaufwand pro Einwohner aller 
Gemeinden, multipliziert mit der Einwohnerzahl (stän-
dige Wohnbevölkerung) der ausgleichsberechtigten Ein-
wohnergemeinde, ergibt. 
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3 Entsprechen die verfügbaren Mittel gemäss Absatz 1 
nicht dem Lastenausgleich gemäss Absatz 2, so wird 
der Lastenausgleich der anspruchsberechtigten Ein-
wohnergemeinden anteilsmässig angepasst. 

3 Entsprechen die verfügbaren MittelÜbersteigt der er-
rechnete Lastenausgleich gemäss Absatz 1 nicht dem 
Lastenausgleich 2 die gemäss Absatz 2 1 zur Verfü-
gung stehenden Mittel, so wird der Lastenausgleich der 
anspruchsberechtigten Einwohnergemeinden anteils-
mässig angepasstgekürzt. 

 

4 Übersteigen die verfügbaren Mittel gemäss Absatz 1 
die auszugleichende Unterdeckung gemäss Absatz 2, 
so wird mit dem Überschuss der Strukturausgleich ge-
mäss Art. 13 dieses Gesetzes aufgestockt. 

4 Übersteigen die verfügbaren Mittel gemäss Absatz 1 
die auszugleichende Unterdeckung gemäss Absatz  2, 
so wird mit dem Überschuss maximal der Strukturaus-
gleich gemäss Art. 13 dieses Gesetzes aufgestocktfür 
den Ausgleich der Unterdeckung benötigte Betrag aus-
geschüttet. 

 

Art.  12 
Kriterien für den Strukturausgleich 

  

1 Anspruch auf einen Strukturausgleich haben jene Ein-
wohnergemeinden, deren Einwohnerzahl tiefer ist als 
der Durchschnitt aller Einwohnergemeinden. 

1 Anspruch auf einen Strukturausgleich haben jene Ein-
wohnergemeinden, deren Einwohnerzahl (ständige 
Wohnbevölkerung) tiefer ist als der Durchschnitt aller 
Einwohnergemeinden. 

 

2 Massgebend für die Verteilung des Strukturausgleichs 
ist die Differenz zwischen der Einwohnerzahl der Ein-
wohnergemeinde und der durchschnittlichen Einwoh-
nerzahl aller Einwohnergemeinden. Der Strukturaus-
gleich wird im Verhältnis dieser Differenz auf die be-
rechtigten Einwohnergemeinden verteilt. 

  

Art.  13 
Dotation, Anpassung und Finanzierung des Strukturausgleichs 

  

1 Der Strukturausgleich wird finanziert durch jährliche 
Beiträge des Kantons in der Höhe von 2,6 Prozent des 
Nettoertrags der Staatssteuern samt Nebensteuern, 
mindestens aber mit 2 Millionen Franken. 

1 Der Strukturausgleich wird finanziert durch jährliche 
Beiträge des Kantons in der Höhe von 2,6 Prozent des 
Nettoertrags 9 Millionen Franken. Der Betrag ist inde-
xiert, wobei auf die letzte jeweilige Teuerung per No-
vember abgestellt wird (Landesindex der Staatssteuern 
samt Nebensteuern, mindestens aber mit Konsumen-
tenpreise, Basis November 2024). Der Betrag von 2,9 
Millionen Franken darf dabei nicht unterschritten wer-
den. 
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Art.  17 
Übergangsbestimmungen 

  

1 Die Beiträge der Einwohnergemeinden gemäss Art. 7 
dieses Gesetzes werden während fünf Jahren noch 
durch den Kanton mitfinanziert. Im ersten Jahr über-
nimmt der Kanton 50 Prozent des Ressourcenaus-
gleichs, im zweiten Jahr 40 Prozent, im dritten Jahr 30 
Prozent, im vierten Jahr 20 Prozent und im fünften Jahr 
10 Prozent. Durch die Mitfinanzierung des Kantons wird 
auch die Mindestausstattung nicht vollständig erreicht. 

  

2 Die Beiträge des Kantons an den Strukturausgleich 
gemäss Art. 13 dieses Gesetzes gelten erst ab dem 
sechsten Jahr nach Inkrafttreten dieses Gesetzes. Im 
ersten Jahr leistet der Kanton einen Beitrag von 1,5 Mil-
lionen Franken, im zweiten Jahr von 1,6 Millionen Fran-
ken, im dritten Jahr von 1,7 Millionen Franken, im vier-
ten Jahr von 1,8 Millionen Franken und im fünften Jahr 
von 1,9 Millionen Franken. 

  

3 Die Finanzausgleichsbeiträge für das Jahr 2017 wer-
den im Januar 2018 nach den Bestimmungen dieses 
Gesetzes berechnet und ausgerichtet. 

  

4 Der Ressourcenausgleich für das Jahr 2020 wird im 
Januar 2021 nach den Bestimmungen des Nachtrags 
vom 26. Juni 2020 berechnet und ausgerichtet. 

  

 5 Die Bestimmungen des Nachtrags vom XX.XX.2024 
werden erstmals für das Jahr 2025 angewendet. 

 

 II.  

      Keine Fremdänderungen.       

 III.  

      Keine Fremdaufhebungen.       
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 IV.  

 Der Regierungsrat bestimmt wann dieser Nachtrag in 
Kraft tritt. Er unterliegt dem fakultativen Referendum. 

 

 Sarnen, ...  

 In Namen des Kantonsrats 
Der Ratspräsident: 
Der Ratssekretär: 

 

 


